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Aufgabenbereich Prämienverbilligungen (IPV) 

1. Ist-Zustand 

Die Leistungen der obligatorischen Krankenpflegeversicherung (OKP) werden, nebst 
Steuermitteln der Kantone, von den Versicherten durch einheitliche Kopfprämien sowie 
durch die Kostenbeteiligungen (Franchise, Selbstbehalt, Spitalkostenbeitrag) finanziert. 
Als sozialen Ausgleich dazu erhalten Versicherte in bescheidenen wirtschaftlichen Ver-
hältnissen bedarfsabhängige individuelle Prämienverbilligungen (IPV).  

Gegenstand der Überprüfung ist der Bereich der IPV. Die Beiträge für die OKP von EL-
Bezügerinnen und -Bezügern werden im Themenbereich EL behandelt. Zwecks Darstel-
lung des Gesamtbilds sind die Zahlen im Kapitel Finanzierung trotzdem mit aufgeführt.  

1.1. Regelungskompetenz 

Geltendes Recht: 

Der Bund verfügt über einen verpflichtenden Gesetzgebungsauftrag zur Regelung der 
Kranken- und Unfallversicherung (Art. 117 Abs. 1 BV). Mit dem Erlass des Bundesge-
setzes über die Krankenversicherung (KVG) sowie den entsprechenden Ausführungsbe-
stimmungen hat das Parlament neben der Finanzierung der Krankenversicherung durch 
die Erhebung einer Kopfprämie und den Kostenbeteiligungen u.a. auch die Prämienver-
billigung – als soziales Korrektiv zur Einheitsprämie – gesetzlich verankert. Die Prämien-
verbilligung garantiert die wirtschaftliche Tragbarkeit der Krankenversicherungsprämien 
für Versicherte in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen und trägt dazu dabei, 
dass die OKP für sämtliche Versicherten finanzierbar bleibt.  

Den Kantonen wird in Art. 3 BV Souveränität zugeschrieben, wenn diese nicht durch die 
Bundesverfassung beschränkt ist. In Bezug auf die Kranken- und Unfallversicherung 
wird diese Souveränität durch Art. 117 BV beschränkt, indem dem Bund für die soziale 
Krankenversicherung nach KVG, worin die IPV verankert ist, eine umfassende Rege-
lungskompetenz erteilt wird. Das KVG überträgt die Gewährung der Prämienverbilligung 
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den Kantonen. Dabei werden ihnen sowohl autonome Regelungskompetenzen als auch 
Pflichten übertragen: Die Kantone gewähren Versicherten in bescheidenen wirtschaftli-
chen Verhältnissen eine Prämienverbilligung. Sie bezahlen den Beitrag für die IPV direkt 
an die Versicherer (Art. 65 Abs. 1 KVG). Sie sind verpflichtet, für untere und mittlere Ein-
kommen die Prämien der Kinder um mindestens 80% und die Prämien der jungen Er-
wachsenen in Ausbildung um mindestens 50% zu verbilligen (Art. 65 Abs. 1bis KVG). 
Die Kantone sorgen dafür, dass bei der Überprüfung der Anspruchsvoraussetzungen, 
insbesondere auf Antrag der versicherten Person, die aktuellen Einkommens- und Fami-
lienverhältnisse berücksichtigt werden (Art. 65 Abs. 3 KVG). 

Die Kantone legen bezüglich der Prämienverbilligung autonom fest, was unter "beschei-
denen wirtschaftlichen Verhältnissen" gemäss Art. 65 Abs. 1 KVG zu verstehen ist.1 Die 
Kantone definieren auch den Begriff "untere und mittlere Einkommen" nach Art. 65 Abs. 
1bis KVG autonom2. Sie regeln weiter auch die Höhe, den Kreis der Begünstigten, so-
wie das Verfahren selbständig. 

Weiterentwicklungen: 

Die Volksinitiative «Maximal 10% des Einkommens für die Krankenkassenprämien (Prä-
mien-Entlastungs-Initiative)» forderte, dass die Versicherten höchstens 10% ihres ver-
fügbaren Einkommens für die Prämien aufwenden müssen. Die Prämienverbilligung 
sollte zu mindestens zwei Dritteln durch den Bund und zum verbleibenden Betrag durch 
die Kantone finanziert werden. Bundesrat und Parlament haben einen Gegenvorschlag 
erarbeitet. Volk und Stände haben im Juni 2024 die Initiative abgelehnt und dem indirek-
ten Gegenvorschlag den Vorzug gegeben. 

Künftig ist jeder Kanton gemäss Art. 65 Abs. 1quater bis 1octies nKVG verpflichtet, jähr-
lich einen Mindestbeitrag zur Finanzierung der Prämienverbilligung einzusetzen. Dieser 
ist abhängig von der Höhe der kantonalen Bruttokosten sowie der Prämienbelastung der 
40% einkommensschwächsten Versicherten im Kanton. Die Berechnung dieses Min-
destbeitrags wird im Ausführungsrecht durch eine Totalrevision der Verordnung über 
den Bundesbeitrag zur Prämienverbilligung in der Krankenversicherung (VPVK) geregelt 
und vom Bund vorgenommen. Die neue VPVK, welche die Beiträge der Kantone und 
des Bundes regelt, verankert die gemeinsame Finanzierung der IPV in gesetzessyste-
matischer Hinsicht.  

Die Kantone müssen zudem für ihre Bevölkerung festlegen, welchen Anteil die Prämie 
am verfügbaren Einkommen maximal ausmachen darf (Art. 65 Abs. 1ter nKVG). Der in-
direkte Gegenvorschlag tritt per 1. Januar 2026 in Kraft.  

 
1 Nach Rechtsprechung des Bundesgerichts «geniessen die Kantone eine erhebliche Freiheit in der Ausgestaltung der 
Prämienverbilligung, indem sie autonom festlegen können, was unter "bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen" zu 
verstehen ist. Deshalb stellen die von den Kantonen erlassenen Bestimmungen bezüglich der Prämienverbilligung in der 
Krankenversicherung grundsätzlich autonomes kantonales Ausführungsrecht zu Bundesrecht dar» (BGE 136 I 220 E. 
4.1). 
2 Siehe (BGE 145 I 26 E. 3.2) 
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1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Die Kantone sind für die Gewährung der individuellen Prämienverbilligung sowie die Or-
ganisation und Durchführung der Prozesse zuständig. Sie legen die Anspruchsvoraus-
setzungen und Bemessungsgrundlagen fest. Ihr Handlungsspielraum richtet sich hierbei 
nach den in Kapitel 1.1 beschriebenen Gesetzes- und Verfassungsbestimmungen sowie 
der Rechtsprechung.  

Im Jahr 2024 bezogen über 2.6 Millionen Personen eine Prämienverbilligung. Davon 
sind 407'500 EL-Beziehende und 266'900 Sozialhilfebeziehende. Die Bezugsquote liegt 
bei 29.5% aller versicherten Personen3. Sowohl die Bezugsquote als auch der Anteil 
PV-Beziehende mit EL oder Sozialhilfe variieren beträchtlich zwischen den Kantonen.  

Die durchschnittlichen Pro-Kopf-Beiträge für PV-Beziehende bewegten sich im Jahr 
2024 je nach Kanton zwischen 1’253 und 3'954 Franken4. Tendenziell hohe Pro-Kopf-
Beiträge haben insbesondere Kantone mit einem hohen Anteil PV-Beziehenden mit EL 
oder Sozialhilfe sowie Kantone mit hohen Prämien. 

Die kantonal unterschiedlich ausgestalteten Prämienverbilligungssysteme wirken sich je 
nach kantonalem Prämienniveau und Verbilligungsanteil unterschiedlich auf die verblei-
bende Prämienbelastung der Bezügerinnen und Bezüger aus. Gemäss dem letzten Mo-
nitoring im Jahr 2022 zur Prämienverbilligung5 lag 2020 die verbleibende Prämienbelas-
tung im kantonalen Durchschnitt zwischen 7% und 19% des verfügbaren Einkommens6. 
Dabei wurde auf die Standardprämie abgestützt. Mit der mittleren Prämie liegen die 
Werte zwischen 4% und 15%. 

Heutige Aufgabenerfüllung, Einschätzung:  

Die IPV ist seit dem Inkrafttreten des KVG 1996 als gemeinsame Aufgabe mit Verbund-
finanzierung konzipiert. Dies wird damit begründet, dass sowohl der Bund, etwa durch 
die Definition der zu vergütenden Leistungen, Medikamente, Mittel und Gegenstände, 
die Festsetzung von Medikamentenpreisen und Höchstbeträgen der SL, MiGeL, Analy-
seliste, etc. – als auch die Kantone, insbesondere durch die Spitalplanung, die Zulas-
sung und Zulassungsbeschränkung von Leistungserbringern etc. – massgeblichen Ein-
fluss auf die Gesundheitskosten nehmen. 

Diese Verbundfinanzierung wurde 2008 mit der Neugestaltung des Finanzausgleichs 
und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) und jüngst mit dem Ent-
scheid des Parlaments zum indirekten Gegenvorschlag zur Prämien-Entlastungs-Initia-
tive 2023 explizit bestätigt. Mit der Annahme dieses Gegenvorschlags durch Volk und 

 
3 Quelle: BAG, Statistik zur obligatorischen Krankenversicherung 2024, Tabelle 4.02 
4 Quelle: BAG, Statistik zur obligatorischen Krankenversicherung 2024, Tabelle 4.08 
5 Im Monitoring zur Prämienverbilligung werden sieben Modellhaushalte untersucht. Für jeden Modellhaushalt wird ange-
nommen, dass er über ein bestimmtes Einkommen verfügt. Diese Modellhaushalte repräsentieren Versicherte in beschei-
denen wirtschaftlichen Verhältnissen ohne Anspruch auf Ergänzungsleistungen oder Sozialhilfe. Mit den Prämienbelas-
tungen dieser Modellhaushalte wird ein ungewichteter Mittelwert je Kanton berechnet, welcher jedoch nicht repräsentativ 
für die Gesamtbevölkerung in diesem Kanton ist. 
6 Monitoring 2020 – Wirksamkeit der Prämienverbilligung; www.bag.admin.ch > Versicherungen > Krankenversicherung > 
In der Schweiz wohnhafte Versicherte > Prämienverbilligung > Monitoring Prämienverbilligung 
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Stände im Rahmen der eidgenössischen Volksabstimmung vom 9. Juni 2024 wurde sie 
auch demokratisch erneut legitimiert. Der Gegenvorschlag gewährt gesamtschweize-
risch ein bestimmtes Finanzierungsgleichgewicht zwischen Bund und Kantonen. Er setzt 
sowohl für den Bund als auch für die Kantone Anreize zur Kostendämpfung.  

Eine Änderung dieser Regelungen würde eine Änderung der vom Parlament verab-
schiedeten und von Volk und Ständen im Rahmen der Volksabstimmung vom 9. Juni 
2024 bestätigten gesetzlichen Regelungen der Prämienverbilligung, welche am 1. Ja-
nuar 2026 in Kraft treten werden, bedeuten.  

Gemäss den Eckwerten des Mandats für das Projekt Entflechtung 27 steht die heutige 
gesetzes- bzw. verfassungsmässige Aufgabenteilung jedoch zur Diskussion. 

1.3. Finanzierung 

Finanziert wird die Prämienverbilligung (inkl. OKP-Beitrag für EL-Beziehende) vom Bund 
und den Kantonen gemeinsam: Der Bund leistet einen Beitrag in Höhe von 7.5% der 
OKP-Bruttokosten.7 Dieser Bundesbeitrag wird an die Kantone entsprechend ihrem An-
teil an der Wohnbevölkerung und den versicherten Grenzgängerinnen und Grenzgän-
gern aufgeteilt (Art. 66 Abs. 3 KVG). Beim Bundesbeitrag an die Kantone handelt es 
sich also um einen pauschalen Beitrag, der von den gesamtschweizerischen Bruttokos-
ten der OKP abhängig ist.  

Die Prämienverbilligung für anspruchsberechtigte Rentnerinnen und Rentner, die im EU-
Raum, Norwegen, Island und im Vereinigten Königreich leben, wird durch den Bund fi-
nanziert (rund 1 Millionen Franken). 

Die Ausgaben für die Prämienverbilligung betrugen im Jahr 2024 rund 6.6 Milliarden 
Franken, wovon 50.6% (3'342.8 Millionen Franken [3.34 Milliarden]) zulasten des Bun-
des und 49.4% (3'267.1 Millionen Franken [3.27 Milliarden]) zulasten der Kantone gin-
gen8 (s. nachfolgende Grafik). Die Finanzierungsanteile der einzelnen Kantone beweg-
ten sich zwischen 18.5% und 68.2%.9 Von den Gesamtausgaben wurden 2’274 Millio-
nen Franken (34.5%) für EL-Beziehende verwendet. 829 Millionen Franken (12.6%) ent-
fielen auf Sozialhilfebeziehende.10 

 
7 Die OKP-Bruttokosten im Sinne von Art. 66 Abs. 2 KVG werden nach Art. 2 der Verordnung über den Bundesbeitrag zur 
Prämienverbilligung in der Krankenversicherung (VPVK) hauptsächlich anhand der Durchschnittsprämie, der Summe des 
Prämiensolls und der Summe der Kostenbeteiligung sowie des Versichertenbestands festgelegt. Hierbei werden die An-
teile der Kantone an der Spitalfinanzierung und die von Kantonen und Gemeinden geleistete Restfinanzierung im Bereich 
der Pflege nicht berücksichtigt. 
8 BAG, Statistik der obligatorischen Krankenversicherung 2024, T 4.01 Anzahl Bezüger, Bezügerquote, subventionierte 
Haushalte sowie ausgerichtete Beiträge nach KVG ab 1996; T 4.09 KVG-Verteilmodell: Bundesbeitrag 2024 - 2026 
9 BAG, Statistik zur obligatorischen Krankenversicherung 2024, Tabelle 4.07 
10 BAG, Statistik zur obligatorischen Krankenversicherung 2024, Tabelle 4.06 
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Quelle: Bundesamt für Gesundheit BAG, Statistik der obligatorischen Krankenversicherung 2024, T 4.01 
Anzahl Bezüger, Bezügerquote, subventionierte Haushalte sowie ausgerichtete Beiträge nach KVG ab 1996 

Der Bundesbeitrag betrug 2024 rund 373 Franken pro versicherte Person.11 

Seit dem NFA (1.1.2008) ist der Bundesbeitrag an die Entwicklung der Bruttokosten der 
obligatorischen Krankenversicherung gekoppelt. Die Kantonsbeiträge waren hingegen 
nicht rechtlich indexiert, bewegten sich aber langfristig proportional dazu. Im ersten Jahr 
des NFA betrug der Kantonsanteil 47.6%. In den folgenden Jahren hatten einige Kan-
tone ihren Anteil zur Finanzierung der IPV gekürzt: Dieser sank auf 44% im Jahr 2017. 
Schliesslich stieg der gesamthafte Anteil der Kantone im Jahr 2024 auf 49.4%.12 

Die IPV-Ausgaben der Kantone für die EL- und Sozialhilfebeziehenden sind in der Peri-
ode 2017 bis 2020 stärker gewachsen als diejenigen für die IPV-Beziehenden ohne EL 
oder Sozialhilfe. Dies dürfte auch damit zusammenhängen, dass einige Kantone erst in 
diesen Jahren dazu übergingen, die Beiträge für die OKP an Personen mit EL und Sozi-
alhilfe als Prämienverbilligungs-Ausgabe auszuweisen. 2020 lag der Anteil für die EL- 
und Sozialhilfebeziehenden an den gesamten PV-Ausgaben bei 54%. Seither ist der An-
teil gesunken: 2023 lag er bei 51%.13 

Mögliche Entwicklung bei der Finanzierung:  

Aufgrund der aktuellen Kostenentwicklung sowie Reformen auf Bundesebene (Umset-
zung des Gegenvorschlags zur Prämien-Entlastungs-Initiative) ist in den kommenden 

 
11 Bundesbeitrag: Franken 3'342'853'398 bei mittlerer Wohnbevölkerung von 8'962'258 gemäss Bundesamt für Gesund-
heit BAG, Statistik der obligatorischen Krankenversicherung 2024, T 4.09 KVG-Verteilmodell: Bundesbeitrag 2024 - 2026 
12 Ohne den Beitrag der Kantone zur Verlustscheinsabgeltung. 
13 Monitoring 2020 – Wirksamkeit der Prämienverbilligung (www.bag.admin.ch > Versicherungen > Krankenversicherung 
> In der Schweiz wohnhafte Versicherte > Prämienverbilligung > Monitoring Prämienverbilligung) 

http://www.bag.admin.ch/
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Jahren in einigen Kantonen mit einer Erhöhung des Kantonsanteils an der Prämienver-
billigung zu rechnen. 

1.4. Herausforderungen 

Sowohl der Bund als auch die Kantone haben wie beschrieben einen Einfluss auf die 
Gesundheitskosten. Der Bund regelt gestützt auf Art. 117 BV die OKP und erlässt z.B. 
Bestimmungen zum Versicherungsobligatorium und zum Leistungskatalog. Zudem ist er 
unter anderem für die Genehmigung der nationalen Tarifstrukturen und die Prämienge-
nehmigung zuständig. Die Kantone regeln gestützt auf Art. 118 BV wichtige Bereiche 
der Gesundheitsversorgung, wie z.B. die Spitalplanung und die Zulassung / Zulassungs-
beschränkung von Leistungserbringern. Indem sowohl der Bund als auch die Kantone 
an der Finanzierung der Prämienverbilligung beteiligt sind, wird für beide Seiten ein An-
reiz geschaffen, den Prämienanstieg zu dämpfen. 

Herausforderungen: 

1. Gewährung der IPV 

Gemäss KVG sind die Kantone verpflichtet, Versicherten in bescheidenen wirtschaftli-
chen Verhältnissen Prämienverbilligungen zu gewähren. Sie verfügen hierbei über weit-
gehende Kompetenzen.14 Sie definieren den Kreis der Anspruchsberechtigten, legen die 
Höhe der Verbilligung fest und bestimmen die dazu massgeblichen Bemessungsgrund-
lagen sowie allfällige Variationen und Sonderregelungen. Ebenso legen sie das Verfah-
ren (per Antrag oder Automatismus) und die Auszahlungsmodalitäten fest. Die GDK er-
stellt jährlich eine Übersicht15 über die Prämienverbilligungssysteme in den Kantonen.  

2. Mindestvorgaben für die IPV bei Kindern und jungen Erwachsenen in Ausbildung 

Der Bund legt Mindestvorgaben für die Prämienverbilligung für Kinder und junge Er-
wachsene in Ausbildung fest. Für untere und mittlere Einkommen verbilligen die Kan-
tone die Prämien der Kinder um mindestens 80% und die Prämien der jungen Erwach-
senen in Ausbildung um mindestens 50% (Art. 65 Abs. 1bis KVG). Diese Vorgabe 
schafft ein Mindestmass an Einheitlichkeit. Sie kann den Gestaltungsspielraum der Kan-
tone einschränken, indem die IPV möglicherweise nicht in jedem Kanton optimal auf die 
Sozialhilfeleistungen und das Steuersystem abgestimmt werden kann. Kantone, die im 
kantonalen Recht keine derartige Mindestverbilligung vorsehen würden, können von ei-
ner solchen Einschränkung betroffen sein.  

3. Mindestbeiträge der Kantone zur Finanzierung der IPV  

Mit der Umsetzung des indirekten Gegenvorschlags zur Prämien-Entlastungs-Initiative 
wird jeder Kanton neu einen jährlichen Mindestbeitrag für die Prämienverbilligung bereit-
stellen müssen. Diese Vorschrift greift in die kantonale Eigenständigkeit in Haushaltsfra-
gen ein, wobei mehrere Kantone bereits heute die Anforderungen des Gegenvorschlags 
erfüllen und in diesen Fällen die neuen Mindestvorgaben die kantonale Eigenständigkeit 
nicht tangieren. 

 
14 vgl. oben erwähnten BGE 136 I 220 
15 GDK: Kantonale Prämienverbilligungssysteme 

https://www.gdk-cds.ch/de/krankenversicherung/praemienverbilligung/kantonale-praemienverbilligungssysteme
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Zudem wird jeder Kanton festlegen müssen, welchen Anteil die Prämie am verfügbaren 
Einkommen maximal ausmachen darf. Das KVG macht jedoch keine Vorgaben zur 
Höhe resp. zu den Basisgrössen. Die Kantone sind frei, welche Parameter sie zur Defi-
nition des Sozialziels verwenden. 

Diese nach der Höhe der Bruttokosten und der Prämienbelastung eines Kantons abge-
stufte Regelung soll gewährleisten, dass sich jeder Kanton entsprechend dem Bedarf an 
der Finanzierung der IPV beteiligt, und das Finanzierungsgleichgewicht zwischen Bund 
und Kantonen in der IPV bestehen bleibt.  

4. Verteilung des Bundesbeitrags an die Kantone 

Für Kantone mit überdurchschnittlich hohen Gesundheitskosten und für Kantone mit ei-
nem hohen Anteil an EL- und Sozialhilfebeziehenden ist die derzeitige Ausrichtung des 
Bundesbeitrags als Pro-Kopf-Beitrag herausfordernd. Die durchschnittliche Höhe der 
Prämien ergibt sich aus den kantonal unterschiedlichen Kosten für medizinische Be-
handlungen, welche von den Versicherten in der OKP in Anspruch genommen werden. 
Durch die Pro-Kopf-Verteilung des Bundesbeitrags (373 Franken pro Kopf im Jahr 2024) 
werden die Kostenunterschiede zwischen den Kantonen nicht berücksichtigt. Kantone 
mit hohen Kosten erhalten daher im Verhältnis zu diesen einen geringeren Anteil am 
Bundesbeitrag. Kantone mit tiefen Gesundheitskosten und tiefen Fallzahlen wiederum 
profitieren von dieser Verteilung. Kantone mit hohen Prämien und entsprechend hohen 
IPV-Ausgaben erachten dies als problematisch. Die heutige Verteilung des Bundesbei-
trags gewährleistet aber Kostendämpfungsanreize für Kantone mit hohen Gesundheits-
kosten. Der einheitlich nach Wohnbevölkerung verteilte Bundesbeitrag spiegelt zudem 
den Umstand, dass der Bund zuständig ist für Bereiche (wie den Leistungskatalog, die 
Spezialitätenliste, MiGeL oder die Genehmigung von Tarifstrukturen), die schweizweit 
einheitlich geregelt sind.  

2. Mögliche Varianten 

Geprüft werden vorliegend die Varianten Dezentralisierung und Zentralisierung.   

Die Arbeitsgruppe zog in Erwägung, im Zusammenhang mit der IPV auch die Ausstände 
aus Prämien und Kostenbeteiligungen, die von den Kantonen übernommen werden (Art. 
64a KVG), als weiteren Aufgabenbereich zu analysieren. Dies wurde diskutiert, aber 
nicht weiterverfolgt. 

2.1. Variante Dezentralisierung 

2.1.1. Stossrichtung 

In der Variante Dezentralisierung wären die Kantone allein für die Regelung, Durchfüh-
rung und Finanzierung der individuellen Prämienverbilligung zuständig.  
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Der Bund soll (ausser der Verpflichtung der Kantone zur Ausrichtung der IPV) auf Vor-
gaben, insbesondere auf die heute ebenfalls nicht vorhandene Vorgabe eines bestimm-
ten Sozialziels und die Vorgaben zur Verbilligung der Prämien für Kinder und junge Er-
wachsene in Ausbildung, verzichten. Im KVG würde die Gewährung der IPV durch die 
Kantone verankert bleiben.  

2.1.2. Rechtsetzungsbedarf 

Bundesrecht: 

Verfassungsstufe: 

Art. 117 BV dient weiterhin als Grundlage für den Bund, die OKP zu regeln.  

Geprüft wird vorliegend eine Dezentralisierung der IPV durch eine Änderung des KVG, 
welche diese in den Zuständigkeitsbereich der Kantone delegiert und die übrigen mate-
riellen Bestimmungen aufhebt.   

Gesetzesstufe (KVG):  

Beibehalten:  

• Art. 65 Abs. 1 Satz 1: (die Gewährung der IPV für Versicherte in bescheidenen wirt-
schaftlichen Verhältnissen) 
Art. 65 Abs. 1 Satz 2 (direkte Auszahlung an Versicherer) 

• Art. 65 Abs. 2 (Einheitlicher Datenaustausch)   

• Art. 65 Abs. 4bis (frühzeitige Meldung der Personen und Höhe IPV von den Kanto-
nen an die Versicherer zur Berücksichtigung bei Fakturierung)  

• Art. 65 Abs. 5: (Amts- und Verwaltungshilfe betr. die Versicherer) 

• Art. 65a: (Gewährung der IPV durch Kantone an in EU/EFTA/UK wohnhafte Grenz-
gängerinnen und Grenzgänger und deren Familienangehörige) 

• Art. 66a (Gewährung IPV durch Bund an Rentnerinnen und Rentner in 
EU/EFTA/UK) 

Aufheben: 

• Art. 65 Abs. 1 Satz 3 (Ausdehnung des Anspruchs auf IPV durch den BR in Bezug 
auf die Kantone) 

• Art. 65 Abs. 1bis (Mindestverbilligungen für Kinder und junge Erwachsene in Ausbil-
dung)  

• Art. 65 Abs. 1ter - 1octies (Mindestbeiträge der Kantone)  

• Art. 65 Abs. 3 (Berücksichtigung der aktuellsten Einkommens- und Familienverhält-
nisse und Vermeidung Vorschusszahlungen)  

• Art. 65 Abs. 4 (Informationspflicht gegenüber den Versicherten) 

• Art. 65 Abs. 6 (Datenlieferung der Kantone an Bund betr. sozial und familienpoliti-
sche Ziele der IPV) 

• Art. 66 (Bundesbeitrag and die Kantone) 

Zudem wäre zu klären, wie mit der IPV nach Art. 66a KVG (Bezügerinnen und Bezüger 
von Renten in einem EU-/EFTA-Staat oder in UK) umgegangen wird. Diese wird bis an-
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hin vom Bund finanziert. Obschon es sich hierbei um eine individuelle Prämienverbilli-
gung handelt, müsste diese wohl weiterhin vom Bund übernommen und durch die GE 
KVG abgewickelt werden, da die Versicherten keinen Anknüpfungspunkt mehr zu einem 
Kanton haben. Eine Dezentralisierung der IPV ist in diesen Fällen nicht möglich. 

Als Option wäre auch denkbar, alle bundesrechtlichen Vorgaben zur IPV zu streichen 
(Art. 65 und 66 KVG / nKVG). Dies wäre die konsequenteste Entflechtungsvariante. 
Diese Variante wurde jedoch nicht weiter geprüft. 

Kantonsrecht: 

Die Kantone sind in der Ausgestaltung ihrer PV-Systeme frei. Sie bestimmen – wie 
heute – wer Anspruch auf IPV hat. 

Sie müssen nach Bundesrecht weder Mindestverbilligungen für Kinder und junge Er-
wachsene in Ausbildung noch Mindestbeiträge zur Finanzierung vorsehen. Sie werden 
nicht mehr verpflichtet sein, auch nicht auf Antrag der versicherten Person, die aktuells-
ten Einkommens- und Familienverhältnisse der Versicherten zu berücksichtigen und sie 
regelmässig über das Recht auf IPV zu informieren. Die noch nicht in Kraft getretenen 
Bestimmungen zu den kantonalen Mindestbeiträgen zur Finanzierung der IPV werden 
ebenfalls aufgehoben.  

Die Kantone sind weiterhin verpflichtet, die IPV direkt an die Versicherer auszuzahlen 
und ihre Daten und Informationen mit den Versicherern nach einem einheitlichen Stan-
dard auszutauschen (Art. 65 Abs. 2 und 4bis KVG und Art. 106b – 106e KVV). Diese 
Einschränkung der Kantone in der Ausgestaltung ihrer IPV-Systeme ist notwendig, um 
sicherzustellen, dass die IPV-Beträge der Versicherten direkt von der Prämienrechnung 
abgezogen werden können. Ebenso sind die Kantone und Versicherer auf einen einheit-
lichen Standard im Datenaustausch angewiesen. 

2.1.3. Finanzielle Auswirkungen 

Wie unter Ziffer 1.3 erwähnt, betrugen Ausgaben für die Prämienverbilligung im Jahr 
2024 rund 6.6 Milliarden Franken, wovon 50.6% (3’342.8 Millionen Franken [3.34 Milliar-
den]) zulasten des Bundes und 49.4% (3'267.1 Millionen Franken [3.27 Milliarden]) zu-
lasten der Kantone gingen16. Von diesen Ausgaben wurden 2’274 Millionen Franken 
(34.5%) für EL-Beziehende verwendet. 829 Millionen Franken (12.5%) entfielen auf So-
zialhilfebeziehende. 

Nach Art. 66 KVG gewährt der Bund jährlich einen Beitrag zur Verbilligung der Prämien 
im Sinne der Art. 65 und 65a KVG. Da jedoch der Bundesbeitrag nach Art. 66 KVG auch 
für die Finanzierung der Beträge für die OKP nach ELG und die Verbilligung der Prä-
mien von Sozialhilfebeziehenden verwendet wird, bleibt offen, ob eine Entlastung des 
Bundes im Umfang von 3'342.8 Millionen Franken (2024) resultieren würde. Für die EL 
sind zwei Optionen denkbar: 1) Der Bund beteiligt sich an der Prämienfinanzierung der 

 
16 Bundesamt für Gesundheit BAG, Statistik der obligatorischen Krankenversicherung 2024, T 4.01 Anzahl Bezüger, Be-
zügerquote, subventionierte Haushalte sowie ausgerichtete Beiträge nach KVG ab 1996; T 4.09 KVG-Verteilmodell: Bun-
desbeitrag 2024 - 2026 
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EL-Bezüger neu via der Existenzsicherung der EL und trägt gemäss der geltenden Re-
gelung 5/8 der entsprechenden Kosten, was rund 1.4 Milliarden Franken entspricht. So-
mit resultiert eine Entlastung von ca. 1.9 Milliarden Franken für den Bund; 2) der Bund 
leistet gar keinen Betrag mehr an die IPV und beteiligt sich somit auch nicht an die Prä-
mienfinanzierung der EL-Bezüger. Somit resultiert eine Entlastung für den Bund von 
rund 3.3 Milliarden Franken. Die genaue Ausgestaltung der Optionen ist abhängig von 
den konkreten Entscheiden zur Entflechtung der EL und wäre erst in einer zweiten 
Phase abzuklären17. 

Angenommen, der Bundeshaushalt würde um rund 3.3 Milliarden Franken, d.h. um den 
gesamten Bundesbeitrag, entlastet, hätten die Kantone diesen Betrag zu kompensieren, 
wenn sie im gleichen Umfang wie bisher die Prämien der Versicherten verbilligen wol-
len. Einzelne Kantone müssten ihre Finanzbeiträge verzehnfachen, um die bisherige 
Höhe der IPV beibehalten zu können. 

Die beschriebenen Kostenverschiebungen zwischen Bund und Kantonen werden über 
die neutrale Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 ausgeglichen. 

Insgesamt könnte eine Dezentralisierung dennoch dazu führen, dass die finanziellen 
Mittel für die Prämienverbilligung sinken, da Minimalvorgaben wegfallen und die Kan-
tone die zweckfreien Mittel der Globalbilanz für andere Zwecke einsetzen könnten. 

2.1.4. Bewertung 

Die AG beurteilt die vorliegende Variante gegenüber dem Status Quo wie folgt: 

Subsidiarität: 

Das Prinzip der Subsidiarität würde durch die Dezentralisierung der IPV zwar insofern 
gestärkt, als die Kantone im Rahmen ihrer delegierten Zuständigkeit autonom für die 
Gewährung der IPV zuständig wären (abgesehen von den prozeduralen Bestimmungen 
zu Ausbezahlung und Datenaustausch). Sie könnten die Anspruchsvoraussetzungen 
und die Höhe der Beiträge frei bestimmen und dabei nicht nur das Kostenniveau vor Ort, 
sondern auch das jeweilige Steuer- und Sozialleistungssystem besser berücksichtigen. 
Für eine dezentrale Regelung würde zudem die Tatsache sprechen, dass die Armutsbe-
kämpfung (ausserhalb der AHV und IV) traditionell in der Zuständigkeit der Kantone liegt 
und die einzelnen Sozialleistungen so besser aufeinander abgestimmt werden könnten. 
Eine gewisse Bruchlinie würde sich dadurch ergeben, dass der Bund weiterhin für die 
IPV der Rentnerinnen und Rentner im Raum EU/EFTA/UK zuständig bliebe. 

 
17 Dans le rapport succinct sur les prestations complémentaires, trois variantes principales sont présentées :  

1) Centralisation (y compris centralisation des primes d’assurance-maladie pour les bénéficiaires PC) ;  
2) Décentralisation (dans laquelle les primes d’assurance-maladie restent financées par les cantons);  
3) Désenchevêtrement partiel qui implique une centralisation des prestations complémentaires pour les be-

soins vitaux. Cette variante comprend deux sous-variantes, dont l’une inclut une centralisation du finance-
ment des primes d’assurance-maladie pour les bénéficiaires de PC, lesquelles sont actuellement financées 
par les cantons. 

L’interdépendance des solutions de désenchevêtrement dans les domaines de la RIP et des PC est abordée à la fin du 
rapport succinct sur les prestations complémentaires (voir Exkurs, p. 21). 
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Solange jedoch ein landesweit einheitliches Leistungsniveau der IPV als unerlässliches, 
zentrales Korrektiv zur einkommensunabhängigen Kopfprämie in der obligatorischen 
Krankenpflegeversicherung (OKP) angestrebt wird, braucht es eine Regulierung durch 
den Bund. Das Prinzip der Subsidiarität wäre somit schlechter eingehalten als heute. 

Fiskalische Äquivalenz: 

Die fiskalische Äquivalenz wird durch die AG-Mitglieder unterschiedlich beurteilt: Zwar 
wären die Kantone sowohl Entscheid- als auch Kostenträger der IPV und die Verbilli-
gung würde gemäss kantonaler Ausgestaltung der jeweiligen Bevölkerung zugutekom-
men. Betrachtet man die IPV isoliert, würde sich die fiskalische Äquivalenz gegenüber 
heute verbessern. Der Bedarf nach Prämienverbilligungen wird jedoch in hohem Mass 
durch die Höhe der OKP-Kosten beeinflusst. Darauf haben sowohl der Bund als auch 
die Kantone einen wesentlichen Einfluss. Deshalb ist aus übergeordneter Sicht die fis-
kalische Äquivalenz bei einer geteilten Finanzierung besser gewahrt (siehe Fehlan-
reize). 

Effizienz: 

Die Effizienz der Aufgabenerfüllung wird als neutral beurteilt, da die operative Umset-
zung der IPV bereits heute in der Verantwortung der Kantone liegt. Die bestehenden 
Prozesse sind schlank und funktionieren reibungslos, sodass bei einer weiteren Dezent-
ralisierung kaum eine Effizienzsteigerung zu erwarten wäre. 

Effektivität: 

Die Effektivität wird unterschiedlich eingeschätzt: Einerseits würde eine Dezentralisie-
rung des IPV-Systems dazu führen, dass bei der Festlegung der Anspruchsvorausset-
zung das jeweilige Kostenniveau sowie das Steuer- und Sozialleistungssystem eines 
Kantons optimal berücksichtigt werden kann, da hinsichtlich der Finanzierung der IPV 
keine Bundesvorgaben mehr bestünden. 

Gleichzeitig wäre bei einer Dezentralisierung zu erwarten, dass die bisherigen Unter-
schiede im Leistungsniveau, die mit den neuen Bestimmungen im KVG anglichen wer-
den, in Zukunft erneut zunehmen würden. Dies nicht zuletzt aufgrund der wachsenden 
Disparitäten zwischen finanzstarken und finanzschwachen Kantonen. Das zentrale Ziel 
der IPV – finanziell tragbare Prämien für Versicherte in bescheidenen wirtschaftlichen 
Verhältnissen – wäre zwar mit der hier skizzierten Dezentralisierungsvariante weiterhin 
bundesrechtlich vorgegeben (erster Satz Art. 65 Abs. 1 KVG). Die IPV würde von den 
Kantonen aber wie früher unterschiedlich ausgestaltet und potenziell in einer ungleichen 
Wohlfahrtsverteilung münden. Da die Regelung der OKP in die Zuständigkeit des Bun-
desgesetzgebers fällt, kann zudem nicht ausgeschlossen werden, dass dieser in Zu-
kunft neue Vorgaben erlassen würde. 

Abbau von Fehlanreizen: 

In Bezug auf die Fehlanreize hätte eine Dezentralisierung der IPV ambivalente Auswir-
kungen: Einerseits könnte die Motivation für die Kantone zunehmen, ihre Anstrengun-
gen zur Kostendämpfung zu verstärken, da sie neben der Mitfinanzierung der Gesund-
heitskosten im Rahmen von EFAS auch die alleinige finanzielle Verantwortung für die 
IPV tragen würden. Andererseits fielen für den Bund die heute bestehenden Anreize zur 
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Kostendämpfung weg – etwa bei der Definition des OKP-Leistungskatalogs, der Geneh-
migung von Tarifverträgen oder der Festlegung der Medikamentenpreise. Dies wäre für 
die Kantone und die Prämienzahlenden eine unbefriedigende Situation. 

Fazit: 

Insgesamt wird die Variante schlechter bewertet als der Status Quo. Sowohl der Bund 
als auch Kantone haben einen massgeblichen Einfluss auf die Kostenentwicklung in der 
OKP und sollten sich im Sinne der fiskalischen Äquivalenz und zur Vermeidung von 
Fehlanreizen beide an der Finanzierung der IPV beteiligen. Besteht zudem das politi-
sche Ziel, Unterschiede im Leistungsniveau zu reduzieren, dann ist die vorliegende Vari-
ante auch in Bezug auf die Subsidiarität und die Effektivität als schlechter zu beurteilen. 

2.2. Variante Zentralisierung 

2.2.1. Stossrichtung 

Mit einer Zentralisierung der individuellen Prämienverbilligung würde ein schweizweit 
einheitliches System eingeführt. Dabei wird das System den kantonal bzw. regional un-
terschiedlichen Prämienbelastungen Rechnung tragen müssen. Gemäss dem «Bericht 
über die Wirksamkeit der Prämienverbilligung – Monitoring 2020» können die bestehen-
den (kantonalen) Prämienverbilligungssysteme folgendermassen kategorisiert werden:18  

• Einfaches Prozentmodell: Überschreitet die Prämienbelastung – berechnet mit 
den vom Kanton festgelegten Richtprämien – einen festgelegten Anteil am mas-
sgebenden Einkommen (im Monitoring-Bericht: «Prämien-Selbstbehalt»), be-
steht Anspruch auf Prämienverbilligung. Die Höhe des Anspruchs entspricht der 
Differenz zwischen der Prämienbelastung und dem «Prämien-Selbstbehalt».  

• Stufenmodell: Das Modell gibt verschiedene Einkommensklassen vor, meist dif-
ferenziert nach unterschiedlichen Haushaltszusammensetzungen. Anspruchsbe-
rechtigte, die in eine solche Einkommensklasse fallen, erhalten einen fixen Be-
trag als Prämienverbilligung.  

• Kombination zwischen Prozentmodell und Stufenmodell: Verwendung des Pro-
zentmodells mit nach Einkommenskategorien unterschiedlichen Prozentsätzen 
für den «Prämien-Selbstbehalt» oder eine mathematische Funktion zur Berech-
nung der Prämienverbilligung zwischen einem Minimum und einem Maximum.  

Eines dieser Modelle könnte auf Bundesebene eingeführt werden.19 Die Finanzierung 
wird bei einer Zentralisierung der IPV vollständig durch den Bund übernommen.  

Die Kantone werden überdies die kantonalen Bedarfsleistungen und/oder ihre Steuerge-
setzgebung auf die neue Bundesregelung ausrichten müssen.  

 
18 «Wirksamkeit der Prämienverbilligung – Monitoring 2020, Schlussbericht im Auftrag des Bundesamtes für Gesundheit», 
Ecoplan, Mai 2022, S. 64., https://www.bag.admin.ch/dam/de/sd-web/QNNLxS1AH4Nb/monitoring-2020-wirksamkeit-
pv.pdf 
19 Die GDK erstellt jährlich eine Übersicht über die Prämienverbilligungssysteme in den Kantonen: https://www.gdk-
cds.ch/de/krankenversicherung/praemienverbilligung/kantonale-praemienverbilligungssysteme 
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Die konkrete Ausgestaltung ist abhängig vom Entflechtungsentscheid bei den Ergän-
zungsleistungen, da die EL und die IPV, obschon rechtlich getrennt, hinsichtlich ihrer Fi-
nanzierung miteinander verflochten sind (vgl. Ziff. 2.1.3).  

Es wäre naheliegend, dass die Kantone weiterhin für den Vollzug der IPV zuständig sind 
(wie bei den Ergänzungsleistungen), weil sie bereits über die entsprechenden Durchfüh-
rungsstellen verfügen und weil sie das Bundesrecht umsetzen (Art. 46 BV). Wenn die 
Kantone für den Vollzug zuständig bleiben, und falls dadurch eine übermässige Belas-
tung entsteht, wäre denkbar, dass sie für die Durchführung der IPV, wie z.B. bei den EL, 
eine Abgeltung für ihren Vollzugsaufwand erhalten. Die Vollzugskosten könnten jedoch 
auch weiterhin von den Kantonen getragen werden. Ob der Vollzug auch durch den 
Bund möglich und inwiefern dies zweckmässig wäre, müsste überprüft werden. 

2.2.2. Rechtsetzungsbedarf 

Bundesrecht: 

Verfassungsstufe: 

Es sind keine Änderungen auf Verfassungsstufe notwendig. Art. 117 BV dient weiterhin 
als Grundlage für den Bund, die IPV regeln zu können.  

Gesetzesstufe:  

Änderungen der Art. 65, 65a und 66 KVG (Anspruchsgrundlagen im KVG, Mindestan-
teile der Kantone werden jedoch wieder aufgehoben), Art. 66a KVG wird beibehalten.  

• Art. 65 wird Bestimmungen zu den Anspruchsvoraussetzungen erhalten: An-
spruchsberechtigte Personen, Definition einheitlicher Anspruchsgrenzen, Richtprä-
mie, Prämienbelastung, Höhe IPV sowie Regelungen für Prämienverbilligung der 
Kinder und jungen Erwachsenen bis 26 Jahre in Ausbildung 

• Art. 65a könnte schweizweite Regelung betr. das Verfahren zur Überprüfung des 
Anspruchs enthalten: Anspruch soll von Kantonen von Amtes wegen im Herbst für 
das kommende Kalenderjahr aufgrund der letzten definitiven Steuerdaten überprüft 
werden, paralleles Verfahren für Personen ohne definitive Veranlagung und für Per-
sonen, die seit der letzten Veranlagung wesentliche Änderungen ihrer Einkom-
mens- und Familienverhältnisse (z.B. Scheidung oder Arbeitslosigkeit) nachweisen 
können 

• Art. 66 könnte Regelungen bezüglich der Finanzierung der IPV enthalten  

Kantonsrecht: 

Die kantonalen Erlasse werden hinsichtlich ihrer materiellen Bestimmungen (Anspruchs-
vorausserzungen, Personenkreis, etc.) aufgehoben. Derweil werden die formellen Best-
immungen zur Anfechtung eines Entscheids der zuständigen kantonalen Behörde bezgl. 
des Rechtswegs beibehalten.  

Aufgrund der Aufhebung der kantonalen Bestimmungen könnte es zu allfälligen Anpas-
sungen anderer kantonaler Erlasse (bspw. in der Steuergesetzgebung oder bei den Er-
gänzungsleistungen) kommen. 
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2.2.3. Finanzielle Auswirkungen 

Wie unter Ziffer 1.3 erwähnt, betrugen Ausgaben für die Prämienverbilligung im Jahr 
2024 rund 6.6 Milliarden Franken, wovon 50.6% (3'342.8 Millionen Franken [3.34 Milliar-
den]) zulasten des Bundes und 49.4% (3'267.1 Millionen Franken [3.27 Milliarden]) zu-
lasten der Kantone gingen20. Von diesen Ausgaben wurden 2’274 Millionen Franken 
(34.5%) für EL-Beziehende verwendet. 829 Millionen Franken (12.5%) entfielen auf So-
zialhilfebeziehende. 

Bei einer Zentralisierung der IPV würde der Bund vorliegend die IPV nach Art. 65 KVG 
vollständig allein finanzieren. Offen bleibt, wie mit den Beiträgen, welche über die EL 
und die Sozialhilfe für die Verbilligung der Prämien aufgewendet werden, umzugehen 
ist, da es sich um EL bzw. Sozialhilfe handelt, welche in die Zuständigkeit der Kantone 
fallen21. 

Angenommen, der Bund würde die Summe der Kantonsanteile, welche für die Verbilli-
gung der Prämien nach Art. 65 (IPV) und nach ELG und im Rahmen der Sozialhilfe ver-
wendet werden, vollständig übernehmen, entspräche dies rund 3.3 Milliarden Franken, 
welche zusätzlich finanziert werden müssten. Der Betrag hängt jedoch stark von der 
konkreten Ausgestaltung des Systems (Anspruchsvoraussetzungen, Höhe der Prämien-
verbilligung, etc.) ab. 

Die Kantone würden um diesen Betrag entlastet, mindestens jedoch um ihre Mindest-
beiträge zur IPV. Jedoch geben Kantone mit einem hohen Prämienniveau heute be-
wusst mehr als die Mindestbeiträge für die Finanzierung der IPV aus. In Kantonen mit 
überdurchschnittlich hoher IPV, könnte mit einem Übergang an den Bund die IPV der 
Bevölkerung sinken. Dies könnte betroffene Kantone veranlassen, die Prämien ihrer Be-
völkerung mit eigenen Beiträgen ausserhalb der IPV zu verbilligen, womit sie im Ergeb-
nis nur beschränkt entlastet würden. Die konkrete Entlastung eines Kantons hängt somit 
auch von der Ausgestaltung des neuen IPV-Systems des Bundes ab. 

Da die Kantone vermutlich weiterhin zuständig für den Vollzug (d.h. die Anspruchsüber-
prüfung und die Auszahlung) der IPV bleiben würden, könnte der Bund den Kantonen 
hierfür allenfalls eine Aufwandsentschädigung bezahlen. Dies würde zu Mehrkosten für 
den Bund führen. 

Im Rahmen der neutralen Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 werden die Kosten-
verschiebungen zwischen Bund und Kantonen ausgeglichen. 

2.2.4. Bewertung 

Die AG beurteilt die vorliegende Variante gegenüber dem Status Quo wie folgt: 

Subsidiarität: 

 
20 Bundesamt für Gesundheit BAG, Statistik der obligatorischen Krankenversicherung 2024, T 4.01 Anzahl Be-

züger, Bezügerquote, subventionierte Haushalte sowie ausgerichtete Beiträge nach KVG ab 1996; T 4.09 
KVG-Verteilmodell: Bundesbeitrag 2024 - 2026 
21 L’interdépendance des solutions de désenchevêtrement dans les domaines de la RIP et des PC est abordée 

à la fin du rapport succinct sur les prestations complémentaires (voir Exkurs, p. 21). 
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Das Prinzip der Subsidiarität würde durch die Zentralisierung der IPV geschwächt. Die 
Kantone sind in der Lage, diese Aufgabe eigenständig zu erfüllen. Die IPV ist in den 
Kantonen eng mit anderen Sozialleistungen und Steuern verknüpft. Diese Einbettung er-
möglicht es den Kantonen, die Prämienverbilligungen gezielt und im Einklang mit weite-
ren sozialpolitischen Massnahmen auszugestalten. Weiter ist zu berücksichtigen, dass 
die IPV ein wesentliches Instrument der Armutsbekämpfung darstellt – eine Aufgabe, 
die ausserhalb des Bereichs der Alters- und Invalidenversicherung traditionell in der Zu-
ständigkeit der Kantone liegt. 

Fiskalische Äquivalenz: 

Die fiskalische Äquivalenz wird differenziert beurteilt: Zwar wäre der Bund bei einer 
Zentralisierung sowohl Entscheid- wie auch Kostenträger der IPV und die Verbilligung 
würde der gesamten Bevölkerung gleichmässig zugutekommen. Betrachtet man die IPV 
isoliert, so würde sich die fiskalische Äquivalenz gegenüber heute verbessern. Der Be-
darf nach Prämienverbilligungen wird jedoch in hohem Mass durch die Höhe der OKP-
Kosten beeinflusst. Darauf haben sowohl der Bund als auch die Kantone einen wesentli-
chen Einfluss. Deshalb ist aus übergeordneter Sicht die fiskalische Äquivalenz bei einer 
geteilten Finanzierung besser gewahrt (siehe Fehlanreize). 

Effizienz: 

Die IPV würde bei dieser Variante wie bisher durch die Kantone vollzogen. Die Einfüh-
rung eines einheitlichen Systems könnte die Systemkosten allenfalls senken. Diese 
könnten aber auch steigen, da in den Kantonen neuer Abstimmungsbedarf mit anderen 
Sozialleistungen entsteht. Gleichzeitig wäre bei einer Zentralisierung sicherzustellen, 
dass bei der Überprüfung der Anspruchsvoraussetzungen das jeweilige Prämienniveau 
eines Kantons berücksichtigt wird. Anspruchsvoll würde das Miteinbeziehen der übrigen 
Anspruchsvoraussetzungen wie Einkommen und Vermögen gemäss kantonalen Steuer-
veranlagungen werden, was der Effizienz abträglich wäre.  

Effektivität: 

Einheitliche Anspruchskriterien und Berechnungsmodalitäten würden im Falle einer 
Zentralisierung die Gleichbehandlung vergleichbarer Haushalte in allen Kantonen si-
cherstellen. Dies könnte die Erreichung übergeordneter sozialpolitischer Ziele – etwa 
welchen Anteil die Prämie am verfügbaren Einkommen maximal ausmachen darf – er-
leichtern. 

Demgegenüber bestehen erhebliche Vorbehalte hinsichtlich der Berücksichtigung regio-
naler Unterschiede. Die individuelle Prämienverbilligung ist eng in die kantonalen Sozial- 
und Steuersysteme eingebettet. Ein vom Bund vorgegebenes Einheitsmodell würde es 
erschweren, kantonale Besonderheiten – etwa Unterschiede im Steuerrecht, in den Le-
benshaltungskosten oder in der Abstimmung mit anderen Bedarfsleistungen – ange-
messen zu berücksichtigen. Diese Allokationsprobleme könnten zu unerwünschten Ef-
fekten führen: So würden bei zu hohen IPV die Anreize, kostengünstige Versicherungs-
modelle zu wählen oder sich kostenbewusst zu verhalten, abnehmen. Umgekehrt könn-
ten zu tiefe IPV zu einer übermässigen Belastung einkommensschwächerer Haushalte 
führen. Dies könnte Kantone, die bisher umfangreichere Verbilligungsmodelle kannten, 
dazu veranlassen, über die IPV des Bundes hinausgehende, neue Sozialleistungen aus-
zurichten. 
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Fehlanreize: 

In Bezug auf die Fehlanreize hätte eine Zentralisierung der IPV ambivalente Auswirkun-
gen: Einerseits könnte die Motivation für den Bund zunehmen, seine Anstrengungen zur 
Kostendämpfung zu verstärken, da er nun die alleinige Finanzierungsverantwortung für 
die IPV tragen würde. Andererseits könnten sich für die Kantone die Anreize zur Kosten-
dämpfung abschwächen – namentlich bei der Spitalplanung, der Ärztezulassung oder 
der Tarifgenehmigung resp. -festlegung bei Uneinigkeit der Tarifpartner. Dieser Effekt 
dürfte jedoch kaum ins Gewicht fallen, da die kantonale Mitfinanzierung der OKP-Kosten 
im Rahmen von EFAS die Ausgaben für die IPV volumenmässig um ein Mehrfaches 
übersteigt. 

Fazit: 

Die Zentralisierung der individuellen Prämienverbilligung könnte gewisse Vorteile in Be-
zug auf die Gleichbehandlung der in der Schweiz wohnhaften Versicherten bringen, wirft 
jedoch Fragen hinsichtlich Subsidiarität und Berücksichtigung regionaler Unterschiede 
auf. Der Status Quo wird deshalb gegenüber einer Zentralisierung bevorzugt. 

3. Würdigung und Empfehlungen 

Die Arbeitsgruppe befindet einhellig den Status Quo als die beste Lösung und emp-
fiehlt, diesen beizubehalten. Dies insbesondere, weil sowohl der Bund als auch die 
Kantone die Kosten der IPV massgeblich beeinflussen; Der Bund tut dies über die Best-
immungen zum Versicherungsobligatorium und zum Leistungskatalog, die Kantone wie-
derum über die Spitalplanung, die Ärztezulassung oder die Tarifgenehmigung. Indem 
sowohl der Bund als auch die Kantone an der Finanzierung der Prämienverbilligung be-
teiligt sind, wird dadurch für beide Seiten ein Anreiz geschaffen, den Prämienanstieg zu 
dämpfen. Würde für eine Seite die Finanzierung wegfallen, würde für diese der Anreiz, 
kostendämpfend zu regeln, wegfallen. Das wäre dem Gesamtsystem und insbesondere 
für die Kostenentwicklung im Gesundheitswesen abträglich. 

Die Arbeitsgruppe verweist zudem auf ihre Würdigung zur Entflechtung der Ergänzungs-
leistungen (siehe Kurzbericht zu den EL, S. 20). Eine der beiden zur vertieften Prüfung 
empfohlenen Untervarianten (Variante 3A) sieht die Zentralisierung der Krankenkassen-
prämien für EL-Bezüger (EL-IPV) vor. Dies könnte als widersprüchlich zur Empfehlung 
verstanden werden, bei der IPV am Status Quo festzuhalten. Die Arbeitsgruppe ist aber 
der Meinung, dass die Beibehaltung des Status Quo bei der IPV nicht grundsätzlich aus-
schliesst, dass die EL-IPV in die Verantwortung des Bundes übergehen könnte. Die 
zweite zur vertieften Prüfung empfohlene Untervariante bei den EL (Variante 3B) wäre 
jedoch besser mit der Beibehaltung des Status Quo bei der IPV kompatibel.  

 

 


